
In Vorbereitung des VI. Parteitages der SED wollen 
wir damit beginnen, im Sinne des Entwurfs des neuen 
Parteistatuts die Parteiarbeit zu verstärken. Der Ent­
wurf erklärt es zur Pflicht eines jeden Parteimitgliedes, 
„aktiv für die Durchführung der Parteibeschlüsse zu 
kämpfen, . . . Bahnbrecher des Neuen zu sein . . . Für 
das Parteimitglied genügt es nicht, lediglich mit den 
Parteibeschlüssen einverstanden zu sein. Das Partei­
mitglied ist verpflichtet, dafür zu kämpfen, daß diese 
Beschlüsse in die Tat umgesetzt werden“6.
Alle Genossen haben aktiv mitzuarbeiten. Auf das Mit­
denken und Mithandeln kommt es an. Das Neue un­
seres sozialistischen Lebens muß aufgespürt und ent­
wickelt werden. Aber wir haben noch Gruppen, die 
mit ihren Kenntnissen und Erfahrungen zurückhalten. 
Deshalb muß die Parteileitung alle Genossen zur Mit­
arbeit heranziehen, individuelle Methoden anwenden 
und die Kollektivität fördern. Die Kontrolle über die 
Verwirklichung der Beschlüsse ist zu verstärken.
Gute Beispiele müssen wir viel schneller auswerten 
und verallgemeinern. Unsere Genossen und Kollegen 
sammeln tagtäglich wertvolle Erfahrungen als Richter 
und Staatsanwälte, als Notare, Sekretäre, Gerichtsvoll­
zieher usw., aber wir nutzen diese Erfahrungen zu 
wenig aus, um eine schnelle Veränderung im Arbeits­
stil zu erreichen.
Der Entwurf des Parteistatuts formuliert:

„Die Grundorganisation der Partei läßt sich in ihrer 
gesamten Tätigkeit von dem Programm und dem 
Statut der Partei leiten. Sie schließt die Werktätigen 
eng um die Partei zusammen, organisiert die Massen 
für die Verwirklichung der Politik der Partei, für

6 Entwurf des Statuts der SED, ND (Ausg. B) vom 13. Oktober 
1962, S. 3.

den umfassenden Aufbau des Sozialismus. Deshalb 
gehört zu den Aufgaben der Grundorganisation: die 
aktive Teilnahme am politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Leben der Deutschen Demokratischen 
Republik und am Kampf für den sozialistischen Auf­
bau in der Deutschen Demokratischen Republik. Das 
ist zugleich der wichtigste Beitrag für die Sicherung 
des Friedens und die Zukunft Deutschlands als fried­
liebender demokratischer Staat .. ,“7

Das bedeutet für uns, unsere politische Massenarbeit 
zu verbessern, sie nicht spontan zu leisten, sondern 
durch sie zur Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit, zur Erziehung des neuen, sozialistischen Menschen 
beizutragen. Vielfältiger muß die Zusammenarbeit mit 
den örtlichen Organen der Staatsmacht und mit den 
Konfliktkommissionen werden. Unsere gesamte poli­
tische Massenarbeit ist noch zu eng auf die Auswertung 
von Strafsachen zugeschnitten. Es wird unsere Aufgabe 
sein, unsere vielseitigen Erfahrungen schnell in die Ar­
beit anderer Organe einfließen zu lassen.

Es ist unser Beitrag zum VI. Parteitag der SED, um 
die Vervollkommnung der Parteiarbeit in den Justiz­
organen zu ringen. Es kommt darauf an, daß die Ge­
richte es noch besser verstehen lernen, durch die Recht­
sprechung den gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß, 
ausgehend von seiner Gesetzmäßigkeit, mit voranzu­
treiben. Ohne in der Zukunft die Aktionen der west­
lichen Ultras und ihrer Handlanger gegen unseren 
Staat zu unterschätzen, muß sich die Aufmerksamkeit 
der Gerichte in Zukunft besonders der Entfaltung des 
sozialistischen Rechts zur weiteren Festigung der 
politisch-moralischen Einheit des Volkes zuwenden.
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Einige Gedanken zur Vervollkommnung
der komplexen Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts

Auf dem 17. Plenum des Zentralkomitees der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands wurde hervor­
gehoben, daß mit dem umfassenden Aufbau des Sozia­
lismus in der DDR auch in der Landwirtschaft die 
ökonomischen Gesetze des Sozialismus immer voll­
ständiger zu wirken beginnen1 2 * * *. Unter diesem Gesichts­
punkt haben die Genossenschaftsbäuerinnen und -bau­
ern auf ihrem VII. Deutschen Bauernkongreß die 
Hauptaufgabe der Organe der Staatsmacht darin ge­
sehen, „die Initiative aller Genossenschaftsmitglieder 
zur Steigerung der Produktion ständig zu erhöhen, in­
dem auch das in der Landwirtschaft jetzt voll entfaltete 
Wirken der ökonomischen Gesetze des Sozialismus 
konsequent beachtet und ausgenutzt wird“2. Diese 
Forderung gilt ebenfalls für die Tätigkeit der Staats­
anwälte. Sie können zur Lösung dieser Hauptaufgabe 
aber nur durch eine komplexe Gesetzlichkeitsaufsicht 
beitragen.

Die komplexe Gesetzlichkeitsaufsicht muß deshalb auch 
zur Arbeitsmethode der Kreisstaatsanwälte werden, 
wollen wir sie „von vielfach vorhandenen guten Bei­
spielen zum umfassenden System unserer Arbeit“ ent-

1 W. Ulbricht, „Die Vorbereitung des VI. Parteitages der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands“, ND (Ausg. B) 
vom 14. Oktober 1962, S. 5.
2 Vgl. Beschluß des VII. Deutschen Bauernkongresses in
GBl. 1962 II S. 191.

wickeln’. Deshalb müssen die noch vorhandenen 
ressortmäßigen Züge innerhalb der staatsanwaltschaft- 
lichen Tätigkeit überwunden werden, ohne die Ver­
antwortlichkeit der einzelnen Aufsichtszweige zu ver­
wischen4. Dazu ist eine qualifizierte Anleitung durch 
die Bezirksstaatsanwaltschaft erforderlich.

Die Anleitung der Kreisstaatsanwälte verbessern
Um die Anleitung der Kreisstaatsanwälte auf dem 
Gebiet der komplexen Gesetzlichkeitsaufsicht speziell 
im Bereich der Landwirtschaft in unserem Bezirk zu 
verbessern, werten die Staatsanwälte der einzelnen 
Abteilungen, die insbesondere für die Landwirtschaft 
zuständig sind, die Instrukteureinsätze aus und tau­
schen ständig ihre Erfahrungen über die Verfahren und 
die Ergebnisse der Tätigkeit in der Allgemeinen Auf­
sicht sowie über die Kontrollergebnisse anderer staat­
licher Organe aus. Danach wird in gemeinsamer 
Beratung festgelegt, welche konkrete Anleitung den 
Kreisstaatsanwälten zur Durchführung der komplexen 
Gesetzlichkeitsaufsicht gegeben werden soll.
Dabei ergaben sich bisher folgende Gesichtspunkte, 
auf die in der Anleitung besonders orientiert wurde:

3 Diese Forderung stellt Lehmann in „Der Staatsratsbeschluß 
vom 24. Mai 1962 und die Allgemeine Aufsicht der Staats­
anwaltschaft“, Sozialistische Demokratie vom 24. August 1962, 
S. 11.
* Vgl. NJ 1962 S. 491.
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